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Thema: Gesetzentwurf der SPD über ein Bayerischen Transparenz- und Informationsfreiheitsgesetzes 

und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften 
 
Florian Streibl (FW): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Wieder einmal haben wir das 

Thema Informationsfreiheit hier im Haus. Ich möchte den Blick eigentlich auf etwas ganz anderes lenken bzw. auf 

etwas Altbekanntes. Es geht hier um ein Informationsfreiheits- und Transparenzgesetz. Wir haben uns fachlich 

darüber schon sehr oft ausgetauscht. Wir unterstützen diesen Gesetzentwurf, weil er in die richtige Richtung geht. 

Meine Damen und Herren, wir leben in einer Zeit des gesellschaftlichen Wandels von noch nie dagewesenem 

Ausmaß. Wir leben in einem Zeitalter der digitalen Revolution, die unsere Gesellschaft fundamental verändert in 

einer Art und Weise, die wir gar nicht richtig wahrnehmen, die aber unser ganzes Denken und unsere Strukturen 

verändert. Wir leben in einer Zeit des demografischen Wandels, der unser Land ebenfalls substanziell verändert. 

Wir leben in einer Zeit des Wandels zur Metropolisierung der Gesellschaft. Eine metropolisierte Gesellschaft ändert 

ihre Wertehaltung, hat andere Wertevorstellungen als eine sogenannte Société rurale auf dem Land. Hier gelten 

andere Werte. Wir müssen schauen, wie wir mit diesem Wertewandel und diesen strukturellen Veränderungen in 

unserer Gesellschaft umgehen. Dieser Wertewandel und dieser Wandel in der Gesellschaft macht nicht Halt vor 

den Anforderungen an die Demokratie. Demokratie ist nicht irgendeine Urkunde, die man einmal unterzeichnet und 

dann ins Schließfach legt, um die Zeit darüber verstreichen zu lassen. Demokratie ist eine Haltung der Bürgerinnen 

und Bürger in unserem Land, die immer wieder neu errungen und erkämpft werden muss. Demokratie ist kein 

Zustand, der einmal festgeschrieben wird. Demokratie ist vielmehr ein ewiger Prozess, um den man ringen und 

kämpfen muss. Wir müssen schauen, wie wir zu einem Demokratieverständnis eines neuen Jahrtausends 

kommen. Wir dürfen nicht in den Strukturen des letzten Jahrtausends hängen bleiben. Das heißt, wir müssen die 

Demokratie überdenken und auf neue Füße stellen. Wir müssen die Bürgerinnen und Bürger mit ins Boot holen 

und stärker beteiligen. Das geht nur, wenn die Bürgerinnen und Bürger die Informationen bekommen, die sie 

brauchen, um zu entscheiden. Sie können auch nur dann verantwortungsvoll entscheiden. Wenn nämlich einer 

eine Entscheidung trifft, und sei es der Volkssouverän, der höchste Souverän bei uns im Land, dann muss er die 

Grundlagen seiner Entscheidung kennen. Er muss dann auch die Verantwortung dafür übertragen. Wir Politiker 

sind gefordert, den Bürgerinnen und Bürgern die Grundlagen ihrer Entscheidungen nicht zu entziehen und sie nicht 

in Unmündigkeit zu halten. Ich plädiere deshalb für die Einführung eines solchen Gesetzes in Bayern, damit wir 

den Schritt ins neue Jahrtausend endlich auch bei unserem Demokratieverständnis vollziehen. Wir geben damit 

eine Antwort auf den Wandel in unserer Gesellschaft. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 


